Außerordentliche Beilage 


zum Anus - Blatt Nro. 48. der Königlichen Negierung zu Marienwerder. 


Marienwerder, den 2. Dezember 1863. 


Grundftener- Veranlagung. 


Anweiſung 


für das Verfahren bei Behandlung der Reklamationen gegen die erfolgte Einſchätzung der Lit⸗ 

genſchaften behufs anderweiter Regelung der Grundſteuer in den ſechs öſtlichen Provinzen nach 

Vorſchrift der SS. 45 ff. der Auweiſung für das Verfahren bei Ermittelung des Reinertrags 
der Liegenſchaften vom 21. Mai 1861. 


§. 1. Die Publikation der Reſultate der Einſchätzung der Liegenſchaften und die Einleitung des 
Reklamationsverfahrens gegen dieſelben nach Vorſchrift der 88. 45. ff. der Hauptanweiſung zum Grund⸗ 
ſteuergeſetze vom 21. Mai 1861 iſt für jeden Kreis zu veranlaſſen, ſobald die Gemarkungskarten, ſowie 
die Einſchätzungsregiſter und Klaſſenzuſammenſtellungen für ſämmtliche Gemarkungen des erſteren fertig 
geſtellt find. — Für die nach §. 44. der Hauptanweiſung und nach dem Cirkulare vom 12. Oktober 
1862 (IV. a. 4142.) anzufertigenden Kreisüberſichten iſt die Veröffentlichung der im 8. 45. der Haupt⸗ 
auweiſung vorgeſchriebenen Art nicht angeordnet. Es darf daher durch die etwa im Rückſtand befindliche 
Kreisüberſicht die Einleitung des Reklamationsverfahrens nicht aufgehalten werden, und iſt nur dafür zu 
ſorgen, daß dieſe Ueberſicht während der Dauer des letzteren, unter Vorbehalt der Berichligung und Ver- 
vollſtändigung nach Maßgabe der in Folge der Reklamationen etwa zu treffenden anderweiten Feſtſetzungen, 
beendet und dadurch der rechtzeitige Abſchluß des ganzen Verfahrens ausreichend vorbereitet wird. 

8.2. Behufs Publikation der Einſchätzungsreſultate iſt ſeitens bes Veranlagungskommiſſars jedem 
Gemeindevorſtande mittelſt beſonderen Anſchreibens nach anliegendem Muſter J., jedem Inhaber eines 
ſelbſtſtändigen Gutsbezirks mittelſt beſonderen Anſchreibens nach dem anliegenden Muſter 2. 

n. Abſchrift des Einſchätzungsregiſters nebſt Klaſſenzuſammenſtellung derjenigen Gemarkung, welche den 

Hauptkomplex der den betreffenden Gemeindeverband oder Gutsbezirk bildenden Grundſtücke umfaßt, ſewie 

b. falls zu dem Gemeindeverband beziehungsweise ſelbſtſtändigen Gutsbezirk Grundſtücke gehören, welche 
wegen ihrer getrennten Lage bei einer anderen Gemarkung nachgewieſen ſind, ein dieſe Grundſtücke 
nachweiſender Auszug aus dem Einſchätzungsregiſter der betreffenden Gemarkung, 

gegen Empfangsbeſcheinigung (Formular 4 beziehungsweiſe 5 zur Verfügung vom 23. Oktober 1861 IV. 
2375.), welche zu den Gemarkungseinſchätzungsakten zu bringen iſt, mit dem Eröffnen zuzufertigen, daß 
das Ergebniß der Einſchätzungen für den ganzen Kreis durch Einſicht der nach Vorſchrift des 8. 3. offen 
zu legenden Gemarkungskarten und Einſchätzungsregiſter entnommen werden könne und daß Einwendungen 
gegen die geſchehene Einſchätzung binnen einer Präkluſtofriſt von vier Wochen, vom Tage des Empfangs 
der Eröffnung an gerechnet, ſchriftlich und unter gehöriger Begründung, ſowie unter Rilckgabe der Ab⸗ 
ſchriften des Einſchätzungsregiſters und der Klaſſenzuſammenſtellung bei dem Veranlagungskommiſſar an- 
zubringen ſeien; Reklamationen aber, welche nicht ſchriftlich oder ohne Angabe von Reklamationsgründen 
oder nach Ablauf der Präkluſtofriſt angebracht werden ſollten, nicht berückſichtigt werden dürften; endlich 
diejenigen Koſten, welche durch die Unterſuchung unbegründeter Reklamationen entjtänden, von dem Ne 
klamanten, der in der Entſcheidung der Bezirkskommiſſion zu bezeichnen iſt, zu erſtatten ſeien, und im 
Verwaltungswege von ihm eingezogen werden würden. / 

Ju welcher Weiſe die Beſitzer der leinem Kommunalverbande angehörenden Beſitzungen von dem 
Ergebniſſe der Einſchätzungen in Keuntniß zu ſetzen, bleibt der Beſtimmung des Veranlagungskommiſſars 
nach Maßgabe der obwaltenden Verhältniſſe vorbehalten. — Die zugefertigte Abſchrift des Einſchätzungs⸗ 
regiſters und der Klaſſenzuſammenſtellung iſt, auch wenn keine Einwendungen gegen die Einſchätzung er⸗ 
hoben werden, mit dem Ablaufe der Präkluſivfriſt dem Veranlagungskommiſfar zurückzugeben und ſind 
hierauf die Empfänger der Abſchriſten mit der Eröffnung auſmerkſam zu machen, daß im Falle die erſte⸗ 


ren bei ihnen verloren gehen, oder ſonſt in einen unbrauchbaren Zuſtand verſetzt werden ſollten, ander⸗ 
weite Abſchriften auf ihre Koſten angefertigt werden würden. 

In dem Eröffnungsſchreiben iſt zugleich unter Hinweiſung auf den Schlußſatz des $. 45. der Haupt⸗ 
anweiſung zum Grund ſteuergeſetze vom 21. Mai 1861 ausdruͤcklich darauf aufmerkſam zu machen, daß 
Einwendungen nicht gegen den Klaſſifikationstarif für den Kreis beziehungsweiſe Klaſſifikationsdiſtrikt ge⸗ 
richtet, ſondern nur angebracht werden dürfen: 

a. wegen unrichtigen Anſatzes einzelner Grundſtücke, 

b. wegen unrichtiger Ermittelung des Flächeninhalts, 

c. wegen unrichtiger Einſchätzung in den Klaſſifikationstarif, 

d. wegen vorgekommener Fehler bei den aufgeſtellten Berechnungen. 

8. 3. Sogleich nach erfolgter Behändigung der im 8. 2. gedachten Eröffnungsſchreiben ſind dte 
Gemarkungskarten und Einſchätzungsregiſter nebſt Klaſſenzuſammenſtellungen für den ganzen Kreis während 
eines nach dem Umfange des letzteren zu beſtimmenden Zeitraums von 14 Tagen bis 4 Wochen zu ge⸗ 
wiſſen, von dem Veranlagungskommiſſar feſtzuſtellenden Tagen und Stunden in dem Bureau des Veran⸗ 
lagungskommiſſars, falls ſich daſſelbe aber hierzu nicht eignet oder nicht innerhalb des Kreiſes oder in 
einem geeigneten Orte deſſelben belegen fein ſollte, in einem von dem Bezirkskommiſſar auf Vorſchlag des 
Veranlagungskommiſſars dafür zu beſtimmenden, innerhalb des Kreiſes belegenen Lokale und zwar thun⸗ 
lichſt in einem dem Staate, dem Kreiſe oder einer Kommune gehörigen Gebäude zur Einſicht der Bethei- 
ligten offen zu legen. 8 “ 

Der Veranlagungskommiſſar hat bei eigener Verantwortung dafür zu ſorgen, daß die zu publicirenden 
Dokumente rechtzeitig herbeigeſchafft und während der. Zeit der Offeulegung ſicher und gut aufbewahrt werden. 

$. 4. Nur die Vorſtände der einzelnen Gemeinden und die Inhaber ſelbſtſtändiger Gutsbezirke, 
nicht aber die einzelnen Grundſtücksbeſitzer innerhalb des Gemeindeverbandes beziehungsweiſe des Gutsbe⸗ 
zirks find berechtigt, die vorgedachten Einwendungen zu erheben. — Ausgenommen hiervon ſind die Be⸗ 
ſitzer der innerhalb des Gemeindeverbaudes beziehungsweiſe Gutsbezirks belegenen (in Spalte 6 des Ein⸗ 
ſchätzungsregifters einzutragenden), bis her grundſteuerfreien oder hinsichtlich der Grundſteuer bevorzugten, 
aber künftig ſteuerpflichtigen Grundſtücke ($. 40. der Hauptanweiſung), ſowie die Vertreter ſolcher, in die 
Spalten 7. 8. 9. des Einſchätzungsregiſters einzutragenden Grundſtücke, für welche auf Grund der Vor⸗ 
ſchriften im 8. 4. des Grundſteuergeſetzes vom 21. Mai 1861 auch künftig die Grundſteuerfreiheit in 
Anſpruch genommen wird. Die Eigenthümer oder Vertreter ſolcher Grundſtücke haben, da in dem Ver⸗ 
fahren über die Anmeldung und Feſtſtellung der Anſprüche auf Entſchädigung für die Aufhebung der 
Grundſteuerbefrelungen und Bevorzugungen Ausſtellungen gegen die ausgeführten Einſchätzungen und Ver⸗ 
meſſungen nicht weiter verfolgt werden können ($. 13. des Entſchädigungsgeſetzes vom 21. Mai 1861), 
etwaige hierauf bezügliche Einwendungen ebenfalls während des allgemeinen Reklamationsverfahrens ſchrift⸗ 
lich und unter gehöriger Begründung bei dem Gemeindevorſtand beziehungsweiſe Inhaber des Gutsbezirks, 
behufs weiterer Verfolgung in dem geordneten Wege binnen der beſtimmten Friſt anzubringen. 

Ueber das Recht auf Entſchädigung nach den Beſtimmungen des Grundſteuerentſchädigungsgeſetzes 
vom 21. Mai 1861 (Nr. 5381.) findet dagegen in dem gegenwärtigen Reklamationsverfahren keine Er⸗ 
örterung ftatt (efr. §. 14. des letztgedachten Geſetzes) und wird der hierüber im geordneten Wege her⸗ 
beizuführenden Entſcheidung durch das gegenwärtige Reklamatiousverfahren in keiner Art vorgegriffen. 

Die Gemeindevorſtände beziehungsweiſe Inhaber der ſelbſtſtändigen Gutsbezirke haben ſogleich nach 
Empfang der Abſchriften des Einſchätzungsregiſters und der Klaſſenzuſammenſtellung, deren Eingang in 
der Gemeinde beziehungsweiſe dem Gutsbezirke in ortsüblicher Weiſe bekannt und auf die in Vorſtehen⸗ 
dem erwähnte Reklamationsbefugniß der Beſitzer bisher von der Grundſteuer befreiter oder hinſichtlich der⸗ 
ſelben bevorzugter, künftig aber ſteuerpflichtiger, ſowie auch künftig grundſteuerfrei bleibender Grundſtücke 
aufmerkſam zu machen; auch darüber, daß und wie die fragliche Bekanntmachung erfolgt iſt, eine Beſchei⸗ 
nigung unter Benutzung des anliegenden Formulars 3. auszuſtellen und binnen längſtens 8 Tagen vom 
5 7 des im §. 3. bezeichneten Anſchreibens zu den Reklamationsakten des Veranlagungskommiſſars 
einzureichen. weh 

\ g. 5. Die im Reklamationsverfahren anzubringenden Einwendungen gegen die Einſchätzungs⸗, Ver⸗ 
meſſungs⸗ und Berechnungsarbeiten find hinſichtlich ihrer Ausdehnung nur inſoweit beſchränkt, als ſie ſich 
nicht auf Gemarkungen außerhalb des Kreiſes beziehen dürfen. — Zur näheren Erläuterung des Schluß⸗ 
ſatzes des $. 45. der Hauptanweiſung wird Nachſtehendes bemerkt:: 

1. Einwendungen wegen unrichtigen Anſatzes einzelner Grundſtücke ſind insbeſondere zuläſſig: 


„wenn ein Grundſtück einem Gut8- oder Gemeindebezirk zugeſchrieben worden ift, zu welchem es nicht gehört; 
wenn ein Grundſtück im Einſchätzungsregiſter zwei⸗ oder mehrfach angeſetzt, oder 

wenn ein Grundſtück in dem Einſchätzungsregiſter ganz übergangen iſt; 

wenn ſteuerpflichtige Grundſtücke als ſteuerfreie eingetragen ſind oder umgekehrt; 

wenn Grundſtücke, welche wegen ihrer Benutzung zu öffentlichen Zwecken ertraglos find ($. 2 a. der 

Hauptanweiſung), eingeſchätzt und als ertragsfähig in das Regiſter übernommen; 

f. wenn Hausgärten, welche von der Gebäudeſteuer betroffen werden, desgleichen Hofräume unter den 
grunpſteuerpflichtigen Grundſtücken verzeichnet oder Hausgärten, welche über einen Morgen groß ſind, 
gar nicht eingeſchätzt worden ſind. 

2. Ausſtellungen wegen unrichtiger Ermittelung des Flächeninhalts können, ſoweit ſie nicht in die 
Kategorie der unter Nr. 4. (unten) bezeichneten Einwendungen wegen vorgekommener Rechnenfehler fallen, 
nur gegen den Geſammtinhalt der Gemarkung beziehungsweiſe der Gemeinde oder des ſelbſtſtändigen Guts⸗ 
bezirks gerichtet; ſpezielle Einwendungen gegen die Grenzen und die Ermittelung des Flächeninhalts ein⸗ 
zelner Grundſtücke innerhalb einer und derſelben Gemarkung aber nur ſoweit berückſichtigt werden, als 
von ihrer Erledigung die richtige Feſtſtellung des Geſammtflächeninhalts der Gemarkung abhängig iſt. An⸗ 
dere Einwendungen der letztgedachten Art, z. B. die unrichtige Bezeichnung der Grenzen zwiſchen zwei, 
verſchiedenen Eigenthümern gehörigen Grundſtücken und ähnliche, welche auf den Geſammtflächeninhalt der 
Gemarkung ohne Einfluß ſind, können erſt bei dem künftigen Verfahren wegen Unter vertheilung der Grund⸗ 
ſteuerhauptſummen erhoben und erledigt werden. — Nur in dem Falle, wenn ſich unter den eingeſchätz⸗ 
ten Liegenſchaften bisher grundſteuerfreie oder hinſichtlich der Grundſteuer bevorzugte, aber künftig ſteuer⸗ 
pflichtige Grundſtücke oder ſolche Grundſtücke befinden, welche nach den im 8. 4. des Grundſteuergeſetzes 
vom 21. Mai 1861 enthaltenen Vorſchriften künftighin von der Grundpſteuer befreit bleiben, ſind Einwen⸗ 
dungen gegen die Ermittelung des Flächeninhalts derſelben, jedoch auch hier nur durch Vermittelung des 
Gemeindevorſtandes oder des Inhabers des ſelbſtſtändigen Gutsbezirkes (8. 4.) zuläſſig und eventuell zur 
Erledigung zu bringen. Bel Beurtheilung der Richligkeit der Vermeſſung ſind dleſeutgen Beſtimmun⸗ 
gen maßgebend, welche durch die Spezialanweiſung vom 24. Auguſt 1861 und im Anſchluß an letztere 
zur Ausführung der Grundſteuervermeſſungsarbeiten erlaſſen worden ſind. 

3. Einwendungen wegen unrichtiger Einſchätzung in den Kloſſifikationstarif können von dem Ge: 
meindevorſtande eren be Inhaber des Fee Gutsbezirks nicht nur hinſichtlich der inner 
halb der eigenen Gema ung belegenen Grundftücke angebracht, ſondern auf ſämmtliche Gemarkungen in⸗ 
nerhalb deſſelben Kreiſes (Klaſſifikationsdiſtrikts) inſowel ausgedehnt werden, als der Gemeindevorſtand 
oder der Inhaber des ſelbſtſtändigen Gutsbezirks Veranlaſſung zu haben glaubt, die Einſchätzung einer 
anderen Gemarkung im Ganzen fowohl, wie in Betreff einzelner Grundſtücke als unrichtig, beziehungs 
weiſe nicht im richtigen Verhältniß zu den übrigen Einſchätzungen deſſelben Kreiſes (afin de 
ſtehend zu bezeichnen. Ein etwa zu rügender Widerſpruch zwiſchen den Angaben des Einſchätzungs⸗ 
regiſters und der Gemarkungskarte (Koupons) iſt gleichfaas als Einwand gegen die Einſchätzung anzuſe⸗ 
hen und danach zu behandeln. 

4. Einwendungen wegen vorgekommener Fehler bei den aufgeſtellten Berechnungen werden ſich vor⸗ 
zugsweiſe nur ergeben, wenn die im Einſchätzungsregiſter oder in der Klaſſenzuſammenſtellung nachgewie⸗ 
ſenen Flächengrößen den betreffenden Figuren in der Karte nicht entſprechen, oder wen die Größe einzel⸗ 
ner Abſchuitte in die unrichtige Spalte der Klaſſenzuſammenſtellung übertragen, oder die einzelnen Flächen 
des Einſchätzungsregtſters oder der Klaſſenzuſammenſtellung unrichtig aufſummirt ſind. 

8. 6. Nach Ablauf der Präkluſivfriſt hat der Veranlagungskommiſſar bie eingegangenen Reklama⸗ 
tionen nach dem unter 4. beigefügten Muſter und nach Gemarkungen geordnet, überſichtlich zuſammenzu⸗ 
ſtellen, und Abſchrift vieler Aufammenftellung dem Bezirkskommiſſar zur Kenntnißnahme einzureichen. 

Falls er es ven Umſtänden nach für zweckmäßig erachtet, kann der Veranlagungskommiſſar die Ver⸗ 
anlagungsko.nmiſſion ſogleich nach Aufſtellung der vorbezeichneten Ueberſicht einberufen, um die Reklama 
tionen zunächſt einer ſorgfältigen, vorläufigen Prüfung zu unterſtellen; diejenigen unter denſelben, hinſicht⸗ 
lich deren fie eine weitere Unterſuchung nicht mehr für erforderlich erachtet, durch Beſeitigung der gerüg⸗ 
ten Mängel zu erledigen beziehungsweiſe in erſchöpfender Weife als unbegründet zu begutachten, filr alle 
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Dem Ermeſſen des Veranlagungskommiſſars beziehungsweiſe des Bezirkskommiſſars bleibt es jedoch 
überlaſſen, dieſe örtliche Unterſuchung in geeigneten Fällen durch einzelne Mitglieder der Veranlagungs⸗ 
kommiſſion ſchon vor der Einberufung der letzteren bewirken zu laſſen, beziehungsweiſe das zur Beurthel⸗ 


— 


lung der Reklamationen erforderliche Material vorher thunlichſt herbeizuſchaffen, und der Kommiſſion bei 
ihrem erſt ſpäter herbeizuführenden Zuſammentritte vorzulegen. 

§. 7. Reklamationen gegen Feldmeſſerarbeiten find, je nachdem dieſelben als begründet oder als 
unbegründet ſich ergeben ſollten, auf Koſten des Feldmeſſers, welcher ſolche gefertigt hat, oder auf Koſten 
des Reklamanten zu erledigen. — Zu dieſem Behufe ſind die Feldmeſſer, gegen deren Arbeiten Rekla⸗ 
mationen erhoben worden find, über letztere zunächſt und, ſoweit nicht nach dem Ermeſſen des Veranla— 
gungskommiſſars beziehungsweiſe des Bezirkskommiſſars deren Vorlegung an den Obergeometer zur Aeuſ— 
ſerung beziehungsweiſe weiteren Veranlaſſung für zweckmäßig erachtet werden ſollte, von der Veranlagungs⸗ 
kommiſſion mit ihrer Gegenäußerung zu hören. Erachtet die Veranlagungskommiſſion dleſe Gegenäußerung 
nicht für ausreichend, um auf Grund deſſelben die gerügten Mängel zu beſeitigen, oder iſt der betreffende 
Feldmeſſer aus dem bisherigen Dienſtverhältniß bereits ausgeſchieden, jo hat der Veranlagungskommiſſar 
einen anderen vollſtändig qualificirten, mit den Grundſteuervermeſſungsarbeiten vertrauten Feldmeſſer ſei⸗ 
nes Kreiſes mit der Unterſuchung und Erledigung der Reklamation, und zwar unter Zuziehung des Re⸗ 
klamanten, eventuell des betheiligten Feldmeſſers zu beauſtragen. Dieſer Auftrag iſt, ſo weit als thun⸗ 
lich Vermeſſungsreviſoren, falls dieſelben aber nicht in genügender Anzahl vorhanden find, denjenigen Feld⸗ 
meſſern zu ertheilen, welche dazu von den Bezirkskommiſſar beſonders beſtimmt werden. Das Gutachten ſol— 
cher Vermeſſungsreviſoren oder Feldmeſſer iſt für die Beſchlüſſe der Veraulagungskommiſſton maßgebend. 

F. J. In foweit die Reklamationen die Einſchätzungen in den Klaſſifikationstarif betreffen, und 
darnach eine weitere örtliche Unterſuchung erforderlich erſcheint, iſt dieſe durch zwei von dem Veranlagungs⸗ 
kommiſſar zu deputirende Mitglieder der Veranlagungskommiſſion zu bewirlen; hierbei aber darauf zu 
halten, daß mindeſtens eins der zu deputirenden Mitglieder bei der erſten Einſchätzung des betreffenden 
Grundſtücks nicht betheiligt war. Dem betreffenden Gemeindenorftand beziehungsweiſe Beſitzer des ſelbſt— 
ſtändigen Gutsbezirks iſt ſreizuſtellen, tiefer Prüfung beizuwohnen. — Wenn hierbei, was, ſoweit thun⸗ 
lich, überall zunächſt zu verſuchen, eine Verſtändigung über die Art der Erledigung oder über die Zurück 
nahme der Reklamation erfolgt, ſo iſt dies durch ein hierüber aufzunehmendes und auch dem Reklamanten 
zur Vollziehung vorzulegendes Protokoll ſeſtzuſtellen. ... Iſt die Zurücknahme der Reklamationen nicht 
zu erreichen, fo hat die Reviſionsdeputalion in dem aufzunehmenden Protokolle oder in einem beſonderen 
ſchriftlichen Gutachten die erhobene Ausſtellung eingehend zu erörtern. — Soweit als möglich iſt dahin 
zu wirken, daß ein Mitglied der Bezirlslommiſſion der örtlichen Reviſion und Begutachtung der Nekla: 
mationen beiwohnen das Nähere hierüber bleibt der Beſtimmung des Bezirkskommiſſars, welchem von der 
erfolgten Ernennung der Deputation u. |. w. durch den Veraulagungslommiſſar Kenntuiß zu geben, überlaſſen. 

K. 9. Juſoweit die Reklamationen in deu vorſtehend (§§. 7. u. 8.) bezeichneten Verfahren nicht 
erledigt beziehungszweiſe zurückgenommen worden find, hat die Veranlagungskommiſſion über dieſelben auf 
Grund des Gutachtens ihrer Deputirten ($. 8.) Beſchluß zu faſſen, diejenigen, welche fie für begründet 
erachtet, durch Beſeitigung der gerügten Mängel zu erledigen, die übrigen aber behufs Vorbereitung der 
Entſcheidung über dieſelben durch die Bezirkskommiſſion ſpeziell zu beleuchten. Die hierüber aufzunehmen: 
den Verhandlungen mit allen übrigen Einſchätzungsarbeiten find demnächſt durch den Veranlagungskom⸗ 
miſſar unter eutſprechender Ausfüllung des Muſters zu F. 6. dieſer Anweiſung unter Beifügung ſeines 
eigenen Gutachtens zur weiteren Veraulaſſung an den Bezirkskommiſſar einzureichen. 

$. 10. Ueber die unerledigt gebliebenen Rellamationen hat die Bezirkskommiſſion, nach eingehen 
der Prüfung der Einſchͤtzungsarbeiten des betreffenden Kreiſes u. ſ. w. auf den Vortrag eines, oder in 
wichtigeren Fällen zweier Mitglieder endgültig zu entſcheiden. —“ Der Bezirkskommiſſar ernennt die Ne- 
ferenten und beſtimmt, ob dieſelben über die Reklamation ſchriftlichen Vortrag zu halten haben. — Behufs 
der Entſcheidung über Reklamationen gegen geometriſche Arbeiten iſt der Obergeometer mit ſeinem Gut⸗ 
achten zu hören. — Erachtet die Bezirkskommiſſien eine Reklamation zur Eutſcheidung noch nicht aus⸗ 
reichend vorbereitet, ſo iſt unter gehöriger Präziſirung und Feſtſtellung der noch zu erörternden Punkte 
von dem Bezirkskommiſſar die weitere Unterſuchung und Vervollſtändigung der Verhandlungen, eventuell 
unter Zuziehung der Reviſionsdeputation der Veranlagungskommiſſion anzuordnen. 

$. 11. Die Eutſcheidungen der Bezirkskommiſſion über die Reklamationen werden unter der Unter⸗ 
ſchrift des Bezirkstommiſſars und zweier Mitglieder der Bezirkskommiſſion ausgefertigt und den betreffen⸗ 
den Veranlagunge kommiſſarien überſandt, um ſolche den Neklamanten inſinuiren zu laſſen und das etwa 
ſonſt noch Erforderliche wegen Berichtigung der Karten, Einſchätzungsregiſter u. ſ. w. zu veranlaſſen. Ob 
die Entſcheidung mit Gründen auszuferligen oder ohne ſolche zu ertheilen iſt, bleibt dem Ermeſſen der 
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Bezirkskommiſſion nach Bewandtniß des Falles vorbehalten. . 


§. 12. Die in Folge des Nellamationsverfahrens eintretenden Abänderungen ſind in den Einſchäz⸗ 
zungsregiſtern, den Klaſſenzuſammenſtellungen, den etwa bereits aufgeſtellten Kreisüberſichten und zden 
ſonſtigen Schriftſtücken mit rother Dinte nachzutragen, ſoweit dies erforderlich, auch die Koupons und 
Gemarkungskarten danach zu berichtigen. — Daß dies geſchehen, iſt in der Reklamationsnachweiſung 
(Muſter 4. zu 8. 6.) zu beſcheinigen. Berlin, den 15. Juli 1863. 

Der Fin anz⸗Miniſter. 
Im Auftrage: Bitter. 

Muſter 1. (zu 8. 2.) 


— 


Grundſteuer-Veranlagung. 


Ke e Die Beſtandtheile des Gemeindeverban⸗ 
Gemeinde des ſind enthalten in den Gemarkungen 


„„ „„ „ „„ „ Da eee 


u 


Der Gemeindevorſtand erhält hierneben in Gemäßheit der Beſtimmung im F. 45. der Anweiſung 
für das Verfahren bei Ermittelung des Reinertrags der Liegenſchaften behufs anderweiter Regelung der 
Grundſteuer vom 21. Mai 1861 (Geſetzſammlung für 1861 S. 257) eine Abſchrift des Einſchätzungs⸗ 
regiſters nebſt Klaſſenzuſammenſtellung von den die Gemarkung bildenden Liegenſchaften 
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mit dem Bemerken zugefertigt, deß das Ergebniß der Einſchätzungen für den ganzen Kreis durch Einſicht 
der zu im vom ten bis zum ten 

offen gelegten Gemarkungskarten und Einſchätzungsregiſter nebſt Klaſſenzuſammenſtellungen an drei Tagen 
in der Woche, nämlich 4 und in den Stunden von Uhr 
. . mittags bis Uhr . .. mittags entnommen werden kann und daß Einwendungen gegen die geſche⸗ 
hene Einſchätzung binnen einer Präkluſivfriſt von vier Wochen, vom Tage des Empfangs dieſer Eröffnung 
an gerechnet, ſchriftlich und unter gehöriger Begründung, ſowie unter Rückgabe der anliegenden Abſchriften 
des Einſchätzungsregiſters nebſt Klaſſenzuſammenſtellung bei dem Unterzeichneten anzubringen ſind. 

Reklamationen, welche weder ſchriftlich, noch unter Angabe von Reklamationsgründen, noch inner⸗ 
halb der beſtimmten Präkluſivfriſt angebracht werden, müſſen unberückſichtigt bleiben. — Die Einwen⸗ 
dungen dürfen nach 8. 45. a. a. O. nicht gegen den Klaſſifikationstarif für den Kreis beziehungsweiſe 
Klaſſifikationsdiſtrilt gerichtet, ſondern nur angebracht werden: 

a. wegen unrichtigen Anſatzes einzelner Grundſtücke, 

b. wegen unrichtiger Ermittelung des Flächeninhalts, 

e. wegen unrichtiger Eirſchätzung in den Klaſſifikationstarif, 

d. wegen vorgekommener Fehler bei den aufgeſtellten Berechnungen. 

Nur der Gemeindevorſtand, nicht aber die einzelnen Grunßſtücksbeſitzer innerhalb der Gemeinde ſind 
berechtigt, die vorgedachten Einwendungen zu erheben. — Ausſtellungen wegen unrichtiger Ermittelung des 
Flächeninhalts können, ſoweit eine Abweichung gegen die wirkliche Größe im Felde behauptet wird, nur 
gegen den Geſammtinhalt der zu der Gemeinde gehörenden Grundſtücke gerichtet werden. 

Befinden ſich aber innerhalb der Gemeinde bisher von der Grundſteuer befreite oder hinſichtlich ders 
ſelben bevorzugte, künftighin aber ſteuerpflichtige oder ſolche Grundſtücke, welche nach §. 4. des Grund⸗ 
ſteuergeſetzes vom 21. Mai 1861 (Geiegfammlung S. 253) auch künftighin von der Grundſteuer befreit 
bleiben, ſo ſteht den Eigenthümern oder Vertretern derſelben gleichfalls die Befugniß zu, Einwendungen 
gegen die geſchehene Einſchätzung, ſowie gegen die angenommenen Grenzen beziehungsweiſe die Ermitte⸗ 
lung des Flächeninhalts jener Grundſtücke durch Ihre Vermittelung binnen der oben bezeichneten Präklu⸗ 
ſivfriſt zu erheben. Ueber die Frage, ob den Beſitzern der in die Spalte 6 des Einſchätzungsregiſters 
eingetragenen ſpeziell ermittelten Grundſtücke beziehungsweise den Beſitzern anderer, einstweilen nicht ſpe⸗ 
ziell ermittelter Grundſtücke ein Recht auf Entſchädigung nach den Beſtimmungen des Grundſteuerentſchä⸗ 
digungsgeſetzes vom 21. Mai 1801 gebührt, findet in dem gegenwärtigen Reklamationsverfahren noch keine 


Erörterurg ſtatt und wird durch das letztere der hierüber in dem geordneten Wege beſonders zu treffenden 
Entſcheidung in keiner Art vorgegriffen. — Falls die angebrachten Reklamationen als unbegründet er⸗ 
kannt werden, fallen die durch die Unterſuchung derſelben etwa entſtandenen Koſten dem Reklamanten, 
welcher in der von der Bezirkskommiſſion zu treffenden Entſcheidung zu bezeichnen iſt, zur Laſt und wer⸗ 
den von demſelben im Verwaltungswege eingezogen. — Die anliegenden, oben ſpeziell bezeichneten Schrift⸗ 
ſtücke ſind, auch wenn keine Einwendungen gegen die geſchehene Einſchätzung erhoben werden, mit dem 
Ablaufe der vierwöchentlichen Präkluſivfriſt wieder unverſehrt an den Unterzeichneten zurückzugeben, widri⸗ 
genfalls dieſelben auf Koſten des Gemeindevorſtandes neu werden angefertigt‘ werben. 

Sogleich nach Empfang der mehrerwähnten beifolgenden Schriftſtücke iſt deren Eingang in der Ge⸗ 
meinde in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen; auf die vorſtehend erwähnte Reklamationsbefugniß der 
Beſitzer bisher von der Grundſteuer befreiter oder bevorzugter, künftighin aber ſteuerpflichtiger, ſowie ſol⸗ 
cher Grundſtücke, welche künftighin von der Grundſteuer befreit bleiben, beſonders aufmerkſam zu machen, 
und darüber, daß und wie dieſe Bekanntmachung erfolgt iſt, von dem Gemeindevorſtande eine Beſcheini⸗ 
gung unter Benutzung des anliegenden Formulars auszuſtellen und dem Unterzeichneten binnen längſtens 
acht Tagen, vom Empfange dieſer Eröffnung an gerechnet, einzureichen. 

se et , den ten 186 
Der Veranlagungskommiſſar 
zur Regelung der Grundſteuer für den Kreis ... 


Muſter 2. (u 8. 2.) 
Grundfteuer - Veranlagung. 


Greislz u: 
Selbſtſtändiger Guts bezirr e. Die Beſtandtheile des ſelbſtſtändigen Gutsbezirks 
ſind enthalten in den Gemarkungen 
An den 
Ew. erhalten hierneben in Gemäßheit der Beſtimmung im F. 45. der Anweiſung 


für das Verfahren bei Ermittelung des Reinertrags der Liegenſchaften behufs anderweiter Regelung der 
Grund ſteuer vom 21. Mai 1861 (Geſetzſ. für 1861 Seite 257.) eine Abſchrift des Einſchäzungsregiſters 


nebſt Klaſſenzuſammenſtellung von den die Gemarkung bildenden Lie⸗ 

genſchaften 

mit dem Bemerken zugefertigt, daß das Ergebniß der Einſchätzungen für den ganzen Kreis durch Einſicht 

der zu im vom ten 

bis zum ten offen gelegten Gemarkungskarten und Einſchätzungsregiſter nebſt Klaſſen⸗ 

zuſammenſtellungen an drei Tagen in der Woche, nämlich r und 
in den Stunden von Uhr mittags bis Uhr mittags entuom⸗ 

men werden kann, und daß Einwendungen gegen die geſchehene Einſchätzung binnen einer Meätlaſipfriſt 


von vier Wochen, vom Tage des Empfangs dieſer Eröffnung an gerechnet, ſchriftlich und unter gehöriger 
Begründung, ſo wie unter Rückgabe der anliegenden Abſchriften des Einſchätzungsregiſters nebſt Klaſſen⸗ 
zuſammenſtellung bei dem Unterzeichneten von Ihnen anzubringen find. \ 
Reklamationen, welche weder ſchriftlich, noch unter Angabe von Reklamationsgründen, noch inner⸗ 
halb der beſtimmten Präkluſivfriſt angebracht werden, müſſen unberückſichtigt bleiben. 
Die Einwendungen dürfen nach 8. 45. a. a. O. nicht gegen den Klaſſifitationstarif für den Kreis 
beziehungsweiſe Klaſſtſikationsviſtrikt gerichtet, ſondern nur angebracht werden: 
a. wegen unrichtigen Anſatzes einzelner Grunpſtülcke, 
wegen unrichtiger Ermittelung des Flächeninhalts, 
wegen unrichtiger Einſchätzung in den Klaſſifikationstarif, 
wegen vorgekommener Fehler bei den aufgeſtellten Berechnungen. 
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Ausſtellungen wegen unrichtiger Ermittelung des Flächeninhalts können, fo weit eine Abweichung 
gegen die wirkliche Größe im Felde behauptet wird, nur gegen den Geſammtinhalt der zu dem Gutsbe⸗ 
zirk gehörenden Grundſtücke gerichtet werden. — Sollten FR etwa innerhalb der Grenzen des Gutsbe⸗ 
zirks einzelne andern Eigenthümern gehörige, bisher von der Grundſtener befreite oder hinſichtlich der⸗ 
ſelben bevorzugte, künftighin aber ſteuerpflichtige oder ſolche Grundſtücke befinden, welche nach §. 4. des 
Grundſteuergeſetzes vom 21. Mai 1861 (Geſetzſamml. für 1861 Seite 253.) auch künftighin von der 
Grundſteuer befreit bleiben, ſo wollen Ew. deren Beſitzern von dem Ihnen behändigten 
Reſultat der Einſchätzung ebenfalls mit dem Bemerken Nachricht geben, daß denſelben die Befugniß zu⸗ 
ſteht, Einwendungen gegen die geſchehene Einſchätzung, fo wie gegen die angenommenen Grenzen bezie⸗ 
hungsweiſe die Ermittelung des Flächeninhalts jener Grundſtücke durch Ihre Vermittelung binnen der 
oben bezeichneten Präkluſivfriſt zu erheben. — Darüber, daß und wie die Benachrichtigung erfolgt iſt, 
wollen Ew. eine Beſcheinigung unter Benutzung des anliegenden Formulars ausſtellen, 
und dem Unterzeichneten binnen längſtens acht Tagen, vom Empfange dieſer Eröffnung an gerechnet, ein⸗ 
reichen. — Ueber das Recht auf eine Entſchädigung für die neu auferlegte Grundſteuer, nach den Beſtim⸗ 
mungen des Grundſteuerentſchädigungs⸗Geſetzes vom 21. Mai 1861, findet in dem gegenwärtigen Re⸗ 
klamationsverfahren noch keine Erörterung ſtatt, und wird durch letzteres der hierüber auf dem geordneten 
Wege zu treffenden beſonderen Entſcheidung nicht vorgegriffen. — Falls die angebrachten Reklamationen 
als unbegründet erkannt werden, fallen die durch die Unterſuchung berfelbe etwa entſtandenen Koſten 
dem Reklamanten zur Laſt, und werden von demſelben im Verwaltungswege eingezogen. — Die anliegen- 
den, oben ſpeziell bezeichneten Schriftſtücke wollen Ew. . „auch wenn keine Einwendungen 
gegen dle geſchehene Einſchätzung erhoben werden, mit dem Ablaufe der vierwöchentlichen Prälkluſivfriſt 
wieder unverſehrt an den Unterzeichneten zurückgeben, widrigenfalls dieſelben auf Ihre Koſten neu ange⸗ 
fertigt werden müſſen. 


„den ten 186 
Der Veranlagungskommiſſar 
zur Regelung der Grundſteuer für den Kreis. 


Muſter 3. (zu F. 4. 
Grundſteuer - Veranlagung. 
Gemarkung 


Es wird hierdurch beſcheinigt, daß der Eingang des Schreibens des Herrn Veranlagungskommiſſars 
für den Kreis „ vom ten 186 und der mit dem er⸗ 
ſteren hierher gelangten Einſchätzungsregiſter und Klaſſenzuſammenſtellungen in der Gemeinde (dem felbit- 
ſtändigen Gutsbezirk) *) bekannt; gemacht, auch daß auf die Reklamationsbefugniß der Beſitzer bisher von 
der Grundſteuer befreiter oder hinſichtlich derſelben bevorzugter, aber künftig ſteuerpflichtiger, ſo wie ſol⸗ 
cher Grundstücke, welche künftig von der Gruydſteuer befreit bleiben, aufmerkſam gemacht iſt. — Die 
Bekanntmachung iſt erfolgt durch 


den ten 186 
Der Gemeindevorſtand ?) 
Der Inhaber des ſelbſtſtändigen Gutsbezirks“) 
(Unterſchrift ) 
) Bemerkung. Die Worte „der Gemeinde“, beziehungsweiſe „dem ſelbſiſtändigen Gutsbezirk“, oder „der Be- 


meindevorſtand“, beziehungsweiſe „der Inhaber des ſelbſtſtfändigen Gutsbezirks“ find zu durchſtreichen, je nachdem es ſich 
um einen ſelbſtſtändigen Gutsbezirk oder um eine Gemeinde handelt, 


An 
den Veranlagungskommiſſar zu Regelung der Grundſteuer, Herrn 


Herrſchaftliche Grundſteuer⸗ 
veranlagungsſache. zu 


Mutter 4. (zu 8. 6.) 
Eu — — — 1 


Grundſteuer - Veranlagung. 


Regierungsbezirrllee.. 
Sn 
GemarkunnRng 
Verb 


Reklamations⸗Nachweiſung. 


Bemerkung. 
Die ſpeziellen über die Reklamationen gepflogenen Verhandlungen ſind gegenwärtiger Nachweiſung unter Betfüs 
gung eines Hinweiſes auf die laufende Nummer der letzteren in einem geordneten Heft beizufügen. 
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